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Geſetz-Sammlung 
für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


— Nr. 5. 


(Nr. 6010.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 14. Auguſt 1864., betreffend die Genehmigung zur 
Anlage einer Eiſenbahn von Styrum nach Ruhrort. u 


Al den Bericht des Staatsminiſteriums vom 10. d. M. will Ich zu der 
Anlage einer Eiſenbahn von Styrum nach Ruhrort und dem Hafen und der 
Trajektanſtalt daſelbſt hierdurch die landesherrliche Genehmigung ertheilen. Zu⸗ 
gleich beſtimme Ich, daß die in dem Geſetze uͤber Eiſenbahn⸗Unternehmungen 
bug ende Vorſchriften uͤber die Expropriation auf das Unternehmen Anwen⸗ 
ung finden. 

Dieſer Mein Erlaß iſt ſeiner Zeit durch die Geſetz-Sammlung zu ver⸗ 
öffentlichen, 


Bad Gaſtein, den 14. Auguſt 1864. 


Wilhelm. 


v. Bismarck⸗Schoͤnhauſen. v. Bodelſchwingh. v. Roon. 
Gr. v. Itzenplitz. v. Muͤhler. Gr. zur Lippe. v. Selchow. 
Gr. zu Eulenburg. 


An das Staatsminiſterium. 


Jahrgang 1865. (Nr. 6010-6011.) 10 (Nr. 6014.) 
Ausgegeben zu Berlin den 14. Februar 1865, 


r e S r . = geh a EEE ET en 


Be i Are : 

(Nr. 6011.) Beſtaͤtigungs⸗Urkunde eines Nachtrages zu den Statuten der Bergiſch-Maͤrkiſchen 
Eiſenbahngeſellſchaft, betreffend die Anlage einer Eiſenbahn von Ritters⸗ 
hauſen nach Lennep und Remſcheid, ſowie einer Eiſenbahn von Styrum 
nach Ruhrort, und die Erhoͤhung des Stamm⸗ Aktienkapitals der Geſell— 
ſchaft um 7 Millionen Thaler. Vom 9. Januar 1865. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ır. 
Nachdem von Seiten der Bergiſch-Maͤrkiſchen Eiſenbahngeſellſchaft be⸗ 


ſchloſſen worden iſt, ihr Unternehmen auf den Bau und Betrieb einer Eiſen⸗ 
bahn von Rittershauſen nach Lennep und Remſcheid, ſowie einer Eiſenbahn von 
Styrum nach Ruhrort auszudehnen, zu dieſem Behuf, ſowie zur Ausführung 
mehrerer anderen ihr bereits konzeſſionirten Eiſenbahn⸗Unternehmungen ihr bis⸗ 
heriges Stamm Aktienkapital Littr. A. von 13 Millionen Thalern auf 
5 20 Millionen Thaler zu erhoͤhen und demgemaͤß ihren Statuten den anliegen⸗ 
den Nachtrag einzuverbleiben, wollen Wir zu dieſen Beſchluͤſſen unter Beſtaͤti⸗ 
gung des Nachtrages Unſere landesherrliche Genehmigun hierdurch ertheilen. 
Zugleich beſtimmen Wir, daß die in dem Geſetze uͤber die Eiſenbahn⸗Unter⸗ 
nehmungen vom 3. November 1838. ergangenen allgemeinen Vorſchriften, 
namentlich diejenigen uͤber die Expropriation, auf die beiden oben namentlich 
aufgeführten neuen Eiſenbahn⸗Unternehmungen Anwendung finden ſollen. 
Die gegenwärtige Beſtätigung und Genehmigung iſt nebſt dem Statuten⸗ 
Nachtrage durch die eſetz⸗»Sammlung bekannt zu machen. 


Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedrucktem 


Koͤniglichen Inſiegel. 
Gegeben Berlin, den 9. Januar 1865. 


(L. S.) Wilhelm. 
Gr. v. Itzenplitz. Gr. zur Lippe. 


Nachtrag 


zu den 


Statuten der Bergiſch⸗Märkiſchen Eiſenbahngeſellſchaft. 


§. 1. 


Das Unternehmen der Bergiſch-Maͤrkiſchen Eiſenbahngeſellſchaft wird ö 


fuͤr Rechnung des Stamm ⸗ Aktienkapitals Litt. A. auf den Bau und Betrieb 


einer Eiſenbahn von Barmen ⸗Rittershauſen nach Lennep und Remſcheid, ſowie 
von 
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von Styrum nach Ruhrort unter der Bedingung der Gewährung der aus 


Staats⸗ reſp. Kommunalmitteln zugeſagten Beihuͤlfe ausgedehnt. 


H. 2. 


Auf dieſe neuen Unternehmungen finden ſaͤmmtliche Statuten der Ber⸗ 
giſch⸗Maͤrkiſchen Eiſenbahngeſellſchaft, insbeſondere der am 23. Auguſt 1850. 
abgeſchloſſene, durch Allerhöchften Erlaß vom 14. September 1850. beftätigte 
Betriebsuͤberlaſſungs-Vertrag, ſowie $. 9. des bezüglich der Ruhr⸗Sieg Eiſen⸗ 
bahn durch das Geſetz vom 30. April 1856. genehmigten Staatsvertrages 
Anwendung. i N 


H. 3. 


Die Bergiſch⸗Maͤrkiſche Eiſenbahngeſellſchaft geſtattet auch auf den neuen 
Bahnſtrecken die Anlage eines Staatstelegraphen unentgeltlich und unter den 
fuͤr die uͤbrigen Strecken des Bergiſch-Maͤrkiſchen Eiſenbahnnetzes feſtgeſetzten 
Bedingungen. Desgleichen finden die, Uber die Beförderung von Militairper⸗ 
ſonen und Effekten zu ermaͤßigten Preiſen, ſowie uͤber den unentgeltlichen Trans⸗ 
port der Koͤniglichen Poſtwagen, der dieſelben begleitenden Poſtkondukteure und 
des Expeditionsperſonals fuͤr die Bergiſch-Maͤrkiſche Bahn feſtgeſetzten Be⸗ 
ſtimmungen auch auf die neuen Bahnſtrecken Anwendung. 


H. 4. 

Behufs Ausführung der im H. 1. bezeichneten Unternehmungen und Be⸗ 
hufs theilweiſen Beſchaffung der Geldmittel, welche fuͤr den an die Bergiſch⸗ 
Maͤrkiſche Eiſenbahngeſellſchaft bereits konzeſſionirten Bau der Bahnlinien von 
Unna nach Hamm und von Haan nach Coͤln, ſowie für die Erwerbung der 


Ruhrort⸗Crefeld-Kreis Gladbacher und der Aachen-Düffeldorfer Eiſenbahn in 


Gemaͤßheit des mit dem Staate abgefchloffenen Vertrages vom 7. Mai 1864. 
erforderlich find, erhöht die Bergiſch-Maͤrkiſche Eiſenbahngeſellſchaft ihr bisheriges 
Stamm ⸗ Aktienkapital Litt. A. von dreizehn Millionen Thalern auf drein 
Millionen durch Ausgabe von ſiebenzigtauſend ſtempelfreien Bergiſch⸗Maͤrkiſchen 
Stammaktien (Litt. A.) à 100 Thaler im Geſammtbetrage von ſieben Millionen, 
welche mit den bisher emittirten Privat-Stammaktien Litt, A. völlig gleiche 
Rechte — namentlich dieſelbe Dividende — genießen, und allen Beſtimmungen 
des Geſellſchaftsſtatuts und deſſen Nachtraͤgen unterliegen ſollen. Dieſelben 
werden unter fortlaufenden Nummern von der Koͤniglichen Eiſenbahndirektion 
vollzogen und im Uebrigen in gleicher Form mit den bisher emittirten Aktien 
ausgefertigt. 


H. 3. 


Die Verwerthung der demgemaͤß zu kreirenden Aktien erfolgt nach Maaß⸗ 
gabe des eintretenden Geldbeduͤrfniſſes. : 

Die Normirung der fpeziellen Modalitäten der Verſilberung, insbeſondere 
die Beſchlußnahme, mit welchen Betraͤgen die Emittirung auf mehrere Jahre 
zu vertheilen, bleibt der Koͤniglichen Eiſenbahndirektion und der Deputation der 
Gr. 60116012.) 10* z 


= 
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Aktionaire, vorbehaltlich der Genehmigung des Königlichen Handelsminiſteriums, 
uͤberlaſſen. 


H. 6. 


Die Vertheilung des neu zu emittirenden Stamm⸗Aktienkapitals auf die 
im H. 4. bezeichneten Unternehmungen erfolgt durch Beſchluß der Geſellſchafts⸗ 
Deputation und Direktion, im Falle deren Meinungsverſchiedenheit durch das 
Koͤnigliche Handelsminiſterium. n 

Inſoweit die emittirten neuen Aktien für Neubauten verwerthet worden, 
erfolgt die 0 der e Dividende bis zu dem auf die Eroͤffnung 
des Betriebes auf den einzelnen neuen Linien folgenden erſten Januar zu Laſten 
des Baufonds, welchem dagegen die Ueberſchuͤſſe aus dem Betriebe der neuen 
Strecken bis zum Schluſſe des Jahres der Betriebseroͤffnung uͤberwieſen werden. 


(Nr. 6012.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 28. Dezember 1864., betreffend die Verleihung der 
fiskaliſchen Vorrechte fuͤr den Bau und die Unterhaltung von ſechs Chauſſeen 
im Kreiſe Inſterburg. 


Nice 0 durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den chauſſeemaͤßigen 


Ausbau der im Kreiſe Inſterburg, im Regierungsbezirk Gumbinnen, belegenen 


Straßen: 1) von Georgenburg, an der Inſterburg⸗Skaisgirren⸗Tilſiter Staats⸗ 
Chauſſee uͤber Neuniſchken und Seßlacken bis zur Ragniter Kreisgrenze in der 
Richtung auf Kraupiſchken; 2) von Strigehnen im Anſchluß an die Straße zu 1. 
nach Pelleningken; 3) von Georgenburg über Zwion nach Groß: BerfchFallen; 
4) von Wiepeninken, an der Koͤnigsberg⸗Gumbinner Staats⸗Chauſſee, in ſuͤdlicher 


Richtung bis Obeliſchken; 5) von derſelben Chauſſee bei Norkitten in nördlicher 


Richtung uͤber Siemohnen nach Saalau; 6) von Groß-Aulowoͤhnen, an der 
Inſterburg⸗Skaisgirrener Staats⸗Chauſſee nach Gruͤnheide, dem Bahnhofe der 


Inſterburg⸗Tilſiter Eiſenbahn, genehmigt habe, verleihe Ich hierdurch dem genannten 


Kreiſe das Expropriationsrecht für die zu dieſen Chauſſeen erforderlichen Grundſtüͤcke, 
imgleichen das Recht zur Entnahme der Chauſſeebau⸗ und Unterhaltungs: Materialien, 
nach Maaßgabe der fuͤr die Staats⸗Chauſſeen beſtehenden Vorſchriften, in Be⸗ 
zug auf dieſe Straßen. Zugleich will Ich dem Kreiſe gegen Uebernahme der 
kuͤnftigen chauſſeemaͤßigen Unterhaltung der Straßen das Recht zur Erhebung 
des Chauſſeegeldes nach den Beſtimmungen des fuͤr die Staats⸗Chauſſeen jedes⸗ 
mal geltenden Chauſſeegeld⸗Tarifs, einſchließlich der in demſelben enthaltenen 
Beſtimmungen uͤber die Befreiungen, ſowie der ſonſtigen die Erhebung betreffen⸗ 
den zuſaͤtzlichen Vorſchriften, wie dieſe Beſtimmungen auf den Staats⸗Chauſſeen 
von hnen angewandt werden, hierdurch verleihen. Auch follen die dem Chauſſee⸗ 
geld⸗Tarife vom 29. Februar 1840. angehängten Beſtimmungen wegen der 
Chauſſeepolizei⸗Vergehen auf die gedachten Straßen zur Anwendung kommen. 


Der 


. 

Wer gegenwärtige Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung zur oͤffentlichen 
Kepatniß zu bringen. 
n Berlin, den 28. Dezember 1864. 


Wilhelm. 

v. Bodel ſchwingh. Gr. v. Itzenplitz. 
} An den Finanzminiſter und den Minifter fuͤr Handel, 
Gewerbe und oͤffentliche Arbeiten. 


des Kreiſes Inſterburg im Betrage von 134,000 Thalern. Vom 28. De⸗ 
zember 1864. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ıc. 


Nachdem von den Kreisſtaͤnden des Kreiſes Inſterburg auf den Kreis⸗ 
tagen vom 4. Marz 1863., 17. Februar und 12. Oktober 1864. beſchloſſen 
worden, die zur Ausfuͤhrung der vom Kreiſe unternommenen Chauſſeebauten er⸗ 
forderlichen Geldmittel im Wege einer Anleihe zu beſchaffen, wollen Wir auf 
den Antrag der gedachten Kreisſtaͤnde: zu dieſem Zwecke auf jeden Inhaber 
lautende, mit Zinskupons verſehene, Seikens der Glaͤubiger unkuͤndbare Obli⸗ 
gationen zu dem angenommenen Betrage von 134,000 Thalern ausſtellen zu 
duͤrfen, da ſich hiergegen weder im Intereſſe der Glaͤubiger noch der Schuldner 
etwas zu erinnern gefunden hat, in Gemaͤßheit des H. 2. des Geſetzes vom 
17. Juni 1833. zur Ausſtellung von Obligationen zum Betrage von 134,000 
Thalern, in Buchſtaben: Ein hundert vier und dreißig tauſend Thalern, welche in 
i Apoints zu 100 Thalern nach dem anliegenden Schema auszufertigen, mit 
g Huͤlfe einer Kreisſteuer mit fünf Prozent jährlich zu verzinſen und nach der 
durch das Loos zu beſtimmenden Folgeordnung jaͤhrlich vom Jahre 1865. ab 
mit wenigſtens jaͤhrlich Einem Prozent des Kapitals, unter Zuwachs der Zinſen 
von den getilgten Schuldverſchreibungen, zu tilgen find, durch gegenwaͤrtiges 
Privilegium Unſere landesherrliche Genehmigung mit der rechtlichen Wirkung 
ertheilen, daß ein jeder Inhaber dieſer Obligationen die daraus hervorgehenden 
Rechte, ohne die Uebertragung des Eigenthums nachweiſen zu duͤrfen, geltend 
zu machen befugt iſt. ; 37 
3 Das vorftehende Privilegium, welches Wir vorbehaltlich der Rechte Dritter 
ertheilen und wodurch fuͤr die Befriedigung der Inhaber der Obligationen eine 
Gewaͤhrleiſtung Seitens des Staats nicht uͤbernommen wird, iſt durch die Ge⸗ 
en zur allgemeinen Kenntniß zu bringen. 
Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Koͤniglichen Inſiegel. x 
Gegeben Berlin, den 28. Dezember 1864. 


(L. S.) Wilhelm. 


v. Bodelſchwingh. Gr. v. Itzenplitz. Gr. zu Eulenburg. 


| (Nr. 6013.) Privilegium wegen Ausfertigung auf den Inhaber lautender Kreis⸗Obligationen 
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Provinz Preußen, Regierungsbezirk Gumbinnen. 


Obligation 
des Kreiſes Inſterburg 


Littr, . 


über Einhundert Thaler Preußiſch Kurant. 


Auf Grund der unteren beſtaͤtigten Kreistagsbeſchluͤſſe vom 
4. März 1863., 17. Februar und 12. Oktober 1864. wegen Aufnahme einer 
Schuld von 134,000 Thalern bekennt ſich die ſtaͤndiſche Kommiſſion fuͤr den 
Chauſſeebau des Inſterburger Kreiſes Namens des Kreiſes durch diefe, fuͤr 
jeden Inhaber gültige, Seitens des Glaͤubigers unkuͤndbare Verſchreibung zu 
einer Darlehnsſchuld von Einhundert Thalern Preußiſch Kurant, welcher Be⸗ 
trag an den Kreis baar gezahlt worden und mit fuͤnf Prozent jaͤhrlich zu ver⸗ 
zinſen iſt. : 

Die Ruͤckzahlung der ganzen Schuld von 134,000 Thalern geſchieht vom 
Jahre 1865. ab allmaͤlig aus einem zu dieſem Behufe gebildeten Tilgungsfonds 
von wenigſtens Einem Prozent des geſammten Kapitals jaͤhrlich, unter Zuwachs 
der Zinſen von den getilgten Schuldraten. 


Die Folgeordnung der Einloͤſung der Schuldverfchreibungen wird durch das 
Loos beſtimmt. Die Auslooſung erfolgt vom Jahre 1865. ab in dem Monate 
Juni jedes Jahres. Der Kreis behalt ſich jedoch das Recht vor, den Tilgungs⸗ 
fonds durch groͤßere Auslooſungen zu verſtaͤrken, ſowie ſaͤmmtliche noch um⸗ 
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laufende Schuldverſchreibungen zu kundigen. Die ausgelooſten, ſowie die ge⸗ 
kuͤndigten Schuldverſchreibungen werden unter Bezeichnung ihrer Buchſtaben, 


Nummern und Beträge, ſowie des Termins, an welchem die Ruͤckzahlung er⸗ 
folgen ſoll, öffentlich. bekannt gemacht. Dieſe Bekanntmachung erfolgt ſechs, 
drei, zwei und Einen Monat vor dem Zahlungstermine in dem Amtsblatte der 

Königlichen Regierung zu Gumbinnen, ſowie in einer zu Gumbinnen und in 
einer zu Koͤnigsberg erſcheinenden Zeitung. 


Bis zu dem Tage, wo ſolchergeſtalt das Kapital zu entrichten iſt, wird 


es in halbjaͤhrlichen Terminen, am 2. Januar und 1. Juli, von heute an gerech⸗ 
net, mit fuͤnf Prozent jaͤhrlich in gleicher Muͤnzſorte mit jenem verzinſet. 


Die Auszahlung der Zinſen und des Kapitals erfolgt gegen bloße Ruͤck⸗ 
gabe der ausgegebenen Zinskupons, beziehungsweiſe dieſer Schnee 
ei 


— 7 SER 


bei der Kreis⸗Rommunalkaſſe in Inſterburg, und zwar auch in der nach dem 
Eintritt des Faͤlligkeitstermins folgenden Zeit. 5 


Mit der zur Empfangnahme des Kapitals praͤſentirten Schuldverſchrei⸗ 
bung find auch die dazu gehörigen Zinskupons der fpäteren Faͤlligkeitstermine 
zuruͤckzuliefern. Fuͤr die fehlenden Zinskupons wird der Betrag vom Kapitale 
abgezogen. 

Die gekuͤndigten Kapitalbetraͤge, welche innerhalb dreißig Jahren nach 
dem Ruͤckzahlungstermine nicht erhoben werden, ſowie die innerhalb vier Jahren 
nach Ablauf des Jahres der Faͤlligkeit nicht erhobenen Zinſen, verjaͤhren zu 
Gunſten des Kreiſes. 


Das Aufgebot und die Amortiſation verlorener oder vernichteter Schuld— 
verſchreibungen erfolgt nach Vorſchrift der Allgemeinen Gerichtsordnung Theil J. 
Titel 51. H. 120. sequ. bei dem Königlichen Kreisgerichte zu Inſterburg. 


: Zinskupons koͤnnen weder aufgeboten, noch amortiſirt werden. Doch foll 
demjenigen, welcher den Verluſt von Zinskupons vor Ablauf der vierjährigen 
Verjaͤhrungsfriſt bei der Kreisverwaltung anmeldet und den ſtattgehabten Beſitz 
der Zinskupons durch Vorzeigung der Schuldverſchreibung oder ſonſt in glaub⸗ 
hafter Weiſe darthut, nach Ablauf der Verjaͤhrungsfriſt der Betrag der an⸗ 
gemeldeten und bis dahin nicht vorgekommenen Zinskupons gegen Quittung 
ausgezahlt werden. 
Mit dieſer Schuldverſchreibung find ..... halbjaͤhrige Zinskupons bis 
zum Schluſſe des Jahres ausgegeben. Fuͤr die weitere Zeit werden 
Zinskupons auf fuͤnffaͤhrige Perioden ausgegeben. . 


Die Ausgabe einer neuen Zinskupons-Serie erfolgt bei der Kreis⸗ 
Kommunalkaſſe zu Inſterburg gegen Ablieferung des der aͤlteren Zinskupons⸗ 
Serie beigedruckten Talons. Beim Verluſte des Talons erfolgt die Aushaͤndi⸗ 
gung der neuen Zinskupons⸗Serie an den Inhaber der Schuldverſchreibung, ſo⸗ 
fern deren Vorzeigung rechtzeitig geſchehen iſt. 

Zur Sicherheit der hierdurch eingegangenen Verpflichtungen haftet der 
Kreis mit ſeinem Vermoͤgen. 

Deſſen zu Urkunde haben wir dieſe Ausfertigung unter unſerer Unter⸗ 

ſchrift ertheilt. 


Die ſtändiſche Kommiſſion für den Chauſſeebau im 
Kreiſe Inſterburg. 


(Nr. 6013.) a Pro⸗ 
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Provinz Dehrgen‘ Neger e Gumbinnen. 
Zins ⸗Ku pon 


zu der 
Kreis⸗Obligation des Kreiſes Inſterburg 
Littr-...:. AR über 100 Thaler zu fünf Prozent Zinſen 
Res Shale Silbergroſchen. 


Der Inhaber dieſes 315 ons empfaͤngt gegen deſſen Ruͤckgabe in der 
o W o bis. 
ei) ſpaͤterhin die Zinſen der vorbenannten Kreis-Obligation fuͤr das 


. Silbergroſchen bei der Kreis-Kommunalkaſſe zu Inſterburg. 
5 Ct den 5 8 
> Die ſtändiſche Kreis-Kommiſſion für den Chauſſeebau im 
d Kreiſe Inſterburg. 
Dieſer Zinskupon iſt unguͤltig, wenn deſſen 
Geldbetrag nicht innerhalb vier Jahren, vor 


Ablauf des Kalenderjahres der Falligkelt an 
gerechnet, erhoben ul 


Provinz Preußen, Regierungsbezirk Gumbinnen. 


Tal o n 


zur 


Kreis⸗ Obligation des Inſterburger Kreiſes. 


Der Inhaber dieſes Talons empfaͤngt gegen deſſen Ruͤckgabe zu der 
al ae Inſterburger Kreiſes 
5 . . über 100 Thaler à fünf Prozent Zinſen 
11 5 Serie Zinskupons für die fünf fünf Jahre 18: . bis 18. bei der 
Kreis⸗Kommunalkaſſe an Inſterburg, fofern nicht von dem als ſolchen legiti⸗ 
mirten Inhaber der Obligation rechtzeitig dagegen 185 erhoben u 
es dee, denn UNE 


Die ſtändiſche Kreis⸗ ⸗Kommiſſion für 5 Ebouteehan im 
Kreiſe Inſterburg. 


(Nr. 60140 


Halbe ore MORE mit (in Buchftaben) ..... Thaler 
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(Nr. 6014.) Allerhöchfter Erlaß vom 2. Januar 1865., betreffend die Verleihung der fiska⸗ 
liſchen Vorrechte für den Bau und die Unterhaltung der Straßen von 
Ragnit über Kindſchen zum Anſchluß an die Lengwethen⸗Szillener Kreis⸗ 
Chauſſee bei Szillen, und von der im Bau begriffenen Kreis⸗Chauſſee von 
Kraupiſchken nach Kneifen zwiſchen Kraupiſchken und Moulinen über 
Wittgirren und Gaidszen nach Szillen, im Kteiſe Ragnit, Regierungs⸗ 
bezirk Gumbinnen. 


Massen Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den vom Kreiſe 
Ragnit, Regierungsbezirk Gumbinnen, beabſichtigten chauſſeemaͤßigen Ausbau 
der Straßen 1) von Ragnit uber Kindſchen zum Anſchluß an die Lengwethen⸗ 
Szillener Kreis⸗Chauſſee bei Szillen, 2) von der im Bau begriffenen Kreis⸗Chauſſee 
von Kraupiſchken nach Kneifen zwiſchen Kraupiſchken und Moulinen uͤber 
Wittgirren und Gaidszen nach Szillen genehmigt habe, verleihe Ich hierdurch 
dem Kreiſe Ragnit das Expropriationsrecht für die zu dieſen Chauſſeen erfor⸗ 
derlichen Grundſtuͤcke, imgleichen das Recht zur Entnahme der Chauſſeebau⸗ 
und Unterhaltungs⸗Materialien, nach Maaßgabe der für die Staats⸗Chauſſeen 
beſtehenden Vorſchriften, in Bezug auf dieſe Straßen. Zugleich will Ich dem 
gedachten Kreiſe gegen Uebernahme der kuͤnftigen chauſſeemäßigen Unterhaltung 
der Straßen das Recht zur Erhebung des Chauſſeegeldes nach den Beſtimmungen 
des fuͤr die Staats⸗Chauſſeen jedesmal geltenden Chauſſeegeld⸗Tarifs, ein⸗ 
ſchließlich der in demſelben enthaltenen Beſtimmungen über die Befreiungen, 
ſowie der ſonſtigen die Erhebung betreffenden zuſaͤtzlichen Vorſchriften, wie 
dieſe Beſtimmungen auf den Staats⸗Chauſſeen von Ihnen angewandt werden, 
hierdurch verleihen. Auch ſollen die dem Chauſſeegeld⸗Tarife vom 29. Februar 
1840. angehängten Beſtimmungen wegen der Chauſſeepolizei⸗Vergehen auf die 
gedachten Straßen zur Anwendung kommen. 

Der gegenwärtige Erlaß iſt durch die Geſetz Sammlung zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. 5 


Berlin, den 2. Januar 1865. 
Wilhelm. 
v. Bodelſchwingh. Gr. v. Itzenplitz. 


An den Finanzminiſter und den Miniſter fuͤr Handel, 
Gewerbe und oͤffentliche Arbeiten. 
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(Nr. 6015.) Privilegium wegen Ausfertigung. auf den Inhaber lautender Kreig-Obligationen 
; des Ragniter Kreiſes II. Serie im Betrage von 80,200 Thalern. Vom 
2. Januar 1865. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen de. 


Nachdem von den Kreisſtaͤnden des Kreiſes Ragnit auf dem Kreistage 
vom 30. April 1864. beſchloſſen worden, die zur Ausführung der vom Kreiſe 
unternommenen Chauſſeebauten erforderlichen Geldmittel im Wege einer wei⸗ 
teren Anleihe zu beſchaffen, wollen Wir auf den Antrag der gedachten Kreis⸗ 
ſtaͤnde: zu dieſem Zwecke auf jeden Inhaber lautende, mit Zinskupons ver⸗ 
ſehene, Seitens der Gläubiger unkuͤndbare Obligationen zu dem angenommenen 
Betrage von 80,200 Thalern ausſtellen zu duͤrfen, da ſich hiergegen weder im 
Intereſſe der Glaͤubiger noch der Schuldner etwas zu erinnern gefunden hat, 
in Gemaͤßheit des §. 2. des Geſetzes vom 17. Juni 1833. zur Ausſtellung 
von Obligationen zum Betrage von 80,200 Thalern, in Buchſtaben: achtzig 
Tauſend und zweihundert Thalern, welche in folgenden Apoints: 

f 20,000 Thaler à 500 Thaler, 


20,00 = 200 
20,000 = 100 
10200 2 50 
10,000 10: 25 K 


= 80,200 Thaler, 
nach dem anliegenden Schema auszufertigen, mit Huͤlfe einer Kreisſteuer 
0 mit fünf Prozent jährlich zu verzinſen und nach der durch das Loos zu beſtim⸗ 
menden Folgeordnung jährlich vom Jahre 1865. ab mit wenigſtens jaͤhrlich 
Einem Prozent des Kapitals und dem Betrage der durch die fortſchreitende 
Amortiſation erſparten Zinſen zu tilgen ſind, durch gegenwaͤrtiges Privilegium 
Unſere landesherrliche Genehmigung mit der rechtlichen Wirkung ertheilen, daß 
ein jeder Inhaber dieſer Obligationen die daraus hervorgehenden Rechte, ohne 
die Uebertragung des Eigenth 
befugt iſt. 


ums nachweiſen zu duͤrfen, geltend zu machen 


Das vorſtehende Privilegium, welches Wir vorbehaltlich der Rechte Dritter | 


ertheilen und wodurch für die Befriedigung der Inhaber der Obligationen eine 
Gewaͤhrleiſtung Seitens des Staats nicht uͤbernommen wird, iſt durch die 


Geſetz⸗Sammlung zur allgemeinen Kenntniß zu bringen, 


Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedrucktem 


Koͤniglichen Inſiegel. 
Gegeben Berlin, den 2. Januar 1865. 


(L. S.) Wilhelm. 


v. Bodelſchwingh. Gr. v. Itzenplitz. Gr. zu Eulenburg. | 


Pro: 


— 83 — 
Provinz Preußen, Regierungsbezirk Gumbinnen. 


Obligation 
des Ragniter Kreiſes 


Katt, 3% e 
II. Serie 
über Thaler Preußiſch Kurant. 
Auf Grund der untem beftätigten Kreistagsbeſchluͤſſe vom 30. April 


1864. wegen Aufnahme einer Schuld von 80,200 Thalern bekennt ſich der 
Ereisftändifche Finanzausſchuß für den Chauſſeebau des Kreiſes Ragnit Namens 
des Kreiſes durch dieſe, fuͤr jeden Inhaber guͤltige, Seitens des Glaͤubigers 
unkuͤndbare Verſchreibung zu einer Darlehnsſchuld von 80,200 Thalern Preußiſch 
Kurant, welcher Betrag an den Kreis baar gezahlt worden und mit fuͤnf 
Prozent jaͤhrlich zu verzinſen iſt. a 

Die Ruͤckzahlung der ganzen Schuld von 80,200 Thalern geſchieht vom 
Jahre 1865. ab aus einem zu dieſem Behufe gebildeten Tilgungsfonds von 
wenigſtens Einem Prozent des ganzen Kapitals jährlich, unter Zuwachs der 
Zinſen von den getilgten Schuldraten. 

Die Folgeordnung der Einloͤſung der Schuldverſchreibungen wird durch 
das Loos beſtimmt. Die Auslooſung erfolgt vom Jahre 1865. ab in dem 
Monate Dezember jedes Jahres. Der Kreis behaͤlt ſich jedoch das Recht vor, 
den Tilgungsfonds durch größere Auslooſungen zu verftärken, ſowie ſaͤmmtliche 
noch umlaufende Schuldverſchreibungen zu kundigen. Die ausgelooſten, ſowie 
die gekuͤndigten Schuldverſchreibungen werden unter Bezeichnung ihrer Buch⸗ 
ſtaben, Nummern und Betraͤge, ſowie des Termins, an welchem die Ruͤck⸗ 
zahlung erfolgen ſoll, öffentlich bekannt gemacht. Dieſe Bekanntmachung 
erfolgt ſechs, drei, zwei und Einen Monat vor dem Zahlungstermine in dem 
Amtsblatte der Koͤniglichen Regierung zu Gumbinnen, ſowie in einer zu 
Gumbinnen und in einer zu Königsberg erſcheinenden Zeitung. 

Bis 0 dem Tage, wo ſolchergeſtalt das Kapital zu entrichten iſt, wird 
es in halbjährlichen Terminen, am 2. Januar und am 1. Juli jeden Jahres, 
von heute an gerechnet, mit fünf Prozent jährlich in gleicher Muͤnzſorte mit 
jenem verzinſet. i 

Die Auszahlung der Zinſen und des Kapitals erfolgt gegen bloße Ruͤck⸗ 
gabe der ausgegebenen Zinskupons, beziehungsweiſe dieſer Schuldverſchreibung, 53 
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| a 
der Kreis-Kommunalkaſſe in Ragnit, und zwar auch in der nach dem Eintritt 
des Faͤlligkeitstermins folgenden Zeit. 

Mit der zur Empfangnahme des Kapitals prafentirten Schuldverſchrei⸗ 
bung ſind auch die dazu gehoͤrigen Zinskupons der ſpaͤteren Faͤlligkeitstermine 
zuruͤckzuliefern. Fuͤr die fehlenden Zinskupons wird der Betrag vom Kapital 
abgezogen. 

Die gekuͤndigten Kapitalbetraͤge, welche innerhalb dreißig Jahren nach 
dem Hl ablungstermine nicht erhoben werden, ſowie die innerhalb vier Jahren 
nach Ablauf des Kalenderjahres der Faͤlligkeit nicht erhobenen Zinſen, verjaͤhren 
zu Gunſten des Kreiſes. 

Das Aufgebot und die Amortiſation verlorener oder vernichteter Schuld⸗ 
verſchreibungen erfolgt nach Vorſchrift der Allgemeinen Gerichtsordnung Theil J. 
Titel 51. $. 120. sequ. bei dem Königlichen Kreisgerichte zu Ragnit. 

Zinskupons koͤnnen weder aufgeboten, noch amortiſirt werden. Doch 
ſoll demjenigen, welcher den Verluſt von Zinskupons vor Ablauf der vier— 
jährigen Verjaͤhrungsfriſt bei der Kreisverwaltung anmeldet und den ſtatt— 
gehabten Beſitz der Zinskupons durch 235 9 der Schuldverſchreibung 
oder ſonſt in glaubhafter Weiſe darthut, nach Ablauf der Verjaͤhrungsfriſt 
der Betrag der angemeldeten und bis dahin nicht vorgekommenen Zinskupons 
gegen Quittung ausgezahlt werden. 

Mit dieſer Schuldverſchreibung find ..... halbjaͤhrige Zinskupons bis 
zum Schluſſe des Jahres. ausgegeben. Fuͤr die weitere Zeit werden 
Zinskupons auf fünfjährige Perioden ausgegeben. 

Die Ausgabe einer neuen Zinskupons⸗Serie erfolgt bei der Kreis⸗ 
Kommunalkaſſe zu Ragnit gegen Ablieferung des der aͤlteren Zinskupons⸗ 
Serie beigedruckten Talons. Beim Verluſte des Talons erfolgt die Aushaͤn⸗ 
digung der neuen Zinskupons-Serie an den Inhaber der Schuldverſchreibung, 
ſofern deren Vorzeigung rechtzeitig geſchehen iſt. 

Zur Sicherheit der hierdurch eingegangenen Verpflichtungen haftet der 
Kreis mit ſeinem Vermoͤgen. 

0 en zu Urkunde haben wir dieſe Ausfertigung unter unſerer Unterſchrift 
ertheilt. 


Ragnit, denen 18. 


Der kreisſtändiſche Finanz⸗Ausſchuß für den Chauſſeebau im 
Ragniter Kreiſe. 


Pro⸗ 


| 


| ee 
provinz Preußen, Regierungsbezirk Gumbinnen. 
Zins ⸗ Kupon 
zu der 
Kreis⸗Obligation des Kreiſes Ragnit 
II. Serie, 

EH . über ..... Thaler zu fünf Prozent 

Zinſen über ..... Thaler Silber groſchen. 


Der Inhaber dieſes Zinskupons empfängt gegen deſſen Ruͤckgabe in der 
Zeit dom en bis reſp. vom .. ten 
Bie ud rn Zinſen der vorbenannten Kreis-Obligation für 


Rao ——Aã 18 


Der kreisſtändiſche Finanz-Ausſchuß für den Chauſſeebau im 
Ragniter Kreiſe. 


Dieſer Zinskupon iſt unguͤltig, wenn deſſen 
Geldbetrag nicht innerhalb vier Jahren, vom 
Ablauf des Kalenderjahres der Faͤlligkeit ab 
gerechnet, erhoben wird. 


Provinz Preußen, Regierungsbezirk Gumbinnen. 


Talon 


5 zur 
Kreis⸗Obligation des Kreiſes Ragnit 
f II. Serie. 5 
Der Inhaber dieſes Talons empfaͤngt gegen deſſen Ruͤckgabe zu der 
Obligation des Kreiſes Ragnit f 
Eil . bee. Thaler à fuͤnf Prozent Zinſen 
die .. Serie Zinskupons für die fünf Jahre 18.. bis 18.. bei der Kreis⸗ 
Kommunalkaſſe zu Ragnit, ſofern nicht von dem als ſolchen legitimirten In⸗ 
haber der Obligation rechtzeitig dagegen Widerſpruch erhoben ift. 
Ragnit, den ; 18%; 
Der kreisſtändiſche Finanz-Ausſchuß für den Chauſſeebau im 
Kreiſe Ragnit. 
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(Nr. 6016.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 9. Januar 1865., betreffend die Verleihung der fis⸗ 
kaliſchen Vorrechte fuͤr den Bau und die Unterhaltung einer Kreis-Chauſſee 
im Kreiſe Aſchersleben, von Schneidlingen an der Magdeburg = Erfurter 
Staatsſtraße nach Cochſtedt einerfeitd und nach Boͤrnecke andererſeits. 


Messe Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den Bau einer Kreis⸗ 
Chauſſee im Kreiſe Aſchersleben, Regierungsbezirk Magdeburg, von Schneid⸗ 
lingen an der Magdeburg ⸗ Erfurter Staatsſtraße nach Cochſtedt einerſeits und 
nach Boͤrnecke andererſeits genehmigt habe, verleihe Ich hierdurch dem Kreiſe 
Aſchersleben das Expropriationsrecht fuͤr die zu dieſer Chauſſee erforderlichen 
Grundſtuͤcke, imgleichen das Recht zur Entnahme der Chauſſeebau⸗ und Unter⸗ 
haltungs⸗Materialien, nach Maaßgabe der für die Staats⸗Chauſſeen beſtehenden 
Vorſchriften, in Bezug auf dieſe Straße. Zugleich will Ich dem gedachten 
Kreiſe gegen Uebernahme der künftigen chauſſeemaßigen Unterhaltung der Straße 
das Recht zur Erhebung des Chauſſeegeldes nach den Beſtimmungen des fuͤr 
die Staats⸗Chauſſeen jedesmal geltenden Chauſſeegeld⸗Tarifs, einſchließlich der in 
demſelben enthaltenen Beſtimmungen uͤber die Befreiungen, ſowie der ſonſtigen 
die Erhebung betreffenden zuſaͤtzlichen Vorſchriften, wie dieſe Beſtimmungen auf 
den Staats⸗Chauſſeen von Ihnen angewandt werden, hierdurch verleihen. Auch 
ſollen die dem Chauſſeegeld⸗Tarife vom 29. Februar 1840. angehaͤngten Be⸗ 
ſtimmungen wegen der Chauſſeepolizei⸗Vergehen auf die gedachte Straße zur 
Anwendung kommen. 8 

Der gegenwärtige Erlaß iſt durch die Geſetz- Sammlung zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. 5 


Berlin, den 9. Januar 1865. 
Wilhelm. 
v. Bodelſchwingh. Gr. v. Itzenplitz. 


An den Finanzminiſter und den Minifter für Handel, 
Gewerbe und oͤffentliche Arbeiten. 


(Nr, 6017.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 23. Januar 1865., betreffend die Anlage einer fuͤr 
den Lokomotivbetrieb einzurichtenden Eiſenbahn auf dem Etabliſſement der 
Kruppſchen Gußſtahlfabrik bei Eſſen. a 


Jo will nach Ihrem Antrage vom 20. Januar d. J. zu der von dem Be⸗ 
figer der Fr. Kruppſchen Gußſtahlfabrik zu Eſſen beabſichtigten Anlage einer 
fuͤr den Lokomotiobetrieb einzurichtenden Eiſenbahn auf dem eigenen Etabliſſe⸗ 

ment 


as 2 

ment der Gußſtahlfabrik und zum Anſchluß derſelben an den Bahnhof der 
Witten⸗Duisburger Eiſenbahn zu Eſſen hierdurch Meine Genehmigung unter 
der Bedingung ertheilen, daß anderen Unternehmern ſowohl der Anſchluß an die 
neue Bahn mittelſt Zweigbahnen, als auch die Benutzung der erſteren gegen zu 
vereinbarende, eventuell von Ihnen feſtzuſetzende Fracht⸗ oder Bahngeldſaͤtze vor⸗ 
behalten bleibt. Zugleich beſtimme Ich bei Ruͤckgabe des Situationsplanes, 
daß die in dem Geſetze uͤber die Eiſenbahn⸗Unternehmungen vom 3. Novem⸗ 
ber 1838. ergangenen Vorſchriften uͤber die Expropriatlon auf das Unter⸗ 
nehmen Anwendung finden ſollen. 

Dieſer Erlaß iſt durch die Geſetz Sammlung bekannt zu machen. 

Berlin, den 23. Januar 1865. 

Wilhelm. 


Gr. v. Itzenplitz. 
An den Miniſter fuͤr Handel, Gewerbe und oͤffentliche Arbeiten. 


(Nr. 6018.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 23. Januar 1865., betreffend den Eiſenbahnanſchluß 
N der Steinkohlenzeche Maria bei Hoengen an die Station Stolberg der 
Rheiniſchen Eiſenbahn. 


Ai Ihren Bericht vom 20. Januar d. J. will Ich zur Anlage einer ſchmal⸗ 
ſpurigen, ausſchließlich für den Guͤterverkehr beſtimmten Lokfomotiobahn zwiſchen 
der Steinkohlenzeche Maria bei Hoengen im Landkreiſe Aachen und der Station 
Stolberg der Rheiniſchen Eiſenbahn Meine landesherrliche Genehmigung unter 
der Bedingung hierdurch ertheilen, daß anderen Unternehmern ſowohl der An⸗ 
ſchluß an die Bahn mittelſt Zweigbahnen, als auch die Benutzung der Haupt⸗ 
bahn gegen zu vereinbarende, eventuell von Ihnen feftzufegende Fracht- oder 
Bahngeldſaͤtze vorbehalten bleibt. Zugleich beſtimme Ich, daß die in dem Ge⸗ 
ſetze uͤber die Eiſenbahn⸗Unternehmungen vom 3. November 1838. ergangenen 
allgemeinen Vorſchriften, insbeſondere diejenigen uͤber die Expropriation, auf das 
gedachte Unternehmen Anwendung finden ſollen. 


Dieſer Erlaß iſt durch die Geſetz⸗-Sammlung zu veröffentlichen. 
Berlin, den 23. Januar 1865. 
Wilhelm. 


N Gr. v. Itzenplitz. 
An den Miniſter fuͤr Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 
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(Nr. 6019.) Bekanntmachung, betreffend die Allerhöchfte Genehmigung der unter der Firma: 
= „Vierſener Aktiengeſellſchaft für Spinnerei und Weberei“ mit dem Sitze 
3 | zu Vierſen errichteten Aktiengeſellſchaft. Vom 3. Februar 1865. 


Des Koͤnigs Majeſtaͤt haben mittelſt Allerhoͤchſten Erlaſſes vom 30, Januar 
1865. die Errichtung einer Aktiengeſellſchaft unter der Firma: „Vierſener 
Aktiengeſellſchaft fuͤr Spinnerei und Weberei“ mit dem Sitze zu Vierſen, ſowie 
deren Statut vom 17. Dezember 1864. zu genehmigen geruht. 

. Der Allerhoͤchſte Erlaß nebſt dem Statute wird durch das Amtsblatt 
der Königlichen Regierung zu Duͤſſeldorf bekannt gemacht werden. 


Berlin, den 3. Februar 1865. 


Der Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 
Gr. v. Itzenplitz. ; 
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Redigirt im Büreau des Staats ⸗Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober ⸗Hofbuchdruckerei 
(R. v. Decker). 
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